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Drucksache VI/ 9 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1970 

III/l -68070- E-Zo 9/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Zollpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zoll- 
tarif. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Juni 1970 
dem Hern Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg* Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 997 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 über den 

Gemeinsamen Zolltarif 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vereinigten Staaten von Amerika und die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft haben im Rah- 
men des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
Abkommen abgeschlossen, aufgrund deren sie ge- 
genseitige Zollzugeständnisse ausgetauscht haben. 

Infolge der von den Vereinigten Staaten von 
Amerika im März 1962 für bestimmte Arten von 
Glas und Teppichen beschlossenen Zurücknahmen 
von Zollzugeständnissen und Zollerhöhungen hat 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in Anwen- 
dung der Entscheidungen des Rates vom 4. und 5. 
Juni 1962 *), und vom 19. Juli 1962 2 ), die Anwen- 
dung der den Vereinigten Staaten von Amerika für 
verschiedene Waren gewährten Zugeständnisse aus- 
gesetzt und die Einfuhrzölle für diese Waren mit Ur- 
sprung in diesem Land erhöht. 

Der Rat hat mit Entscheidung vom 11. April 1967 3 ), 
seine Entscheidung vom 4. und 5. Juni 1962 über- 
prüft, nachdem die Vereinigten Staaten von Amerika 
einen Teil der betreffenden Zollzugeständnisse 
wieder in Kraft gesetzt und die für bestimmte Arten 
von Glas heraufgesetzten Einfuhrzölle verringert 
hatten. 

Am 1. Januar 1970 haben die Vereinigten Staaten 
eines der betreffenden Zugeständnisse teilweise 
wieder in Kraft gesetzt; folglich sieht sich die Ge- 
meinschaft gemäß Artikel XIX des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens veranlaßt, die Ent- 
scheidungen des Rates vom 4. und 5. Juni 1962 und 
vom 11. April 1967 zu überprüfen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Verweis a) auf den autonomen Zollsatz für 
Polyäthylen in Formen im Sinne der Vorschrift 3 a) 
oder b) zu Kapitel 39 [Tarifnummer 39.02 C I a)] des 
Anhangs „Gemeinsamer Zolltarif" zur Verordnung 
(EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 28. Juni 1968 wird 
wie folgt geändert: 

,,a) Dieser Zollsatz ist für Waren mit Ursprung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika auf 32 °/o 
festgesetzt." 

Artikel 2 

Der Verweis b) auf den autonomen Zollsatz für 
Gewebe aus künstlichen Spinnfäden (Tarifnummer 
51.04 B) des Anhangs „Gemeinsamer Zolltarif" zur 
Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 28. 
Juni 1968 wird wie folgt geändert: 

,,b) Dieser Zollsatz ist für Waren mit Ursprung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika auf 30% 
festgesetzt." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 49 

vom 25. Juni 1962, S. 1518/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 70 

vom 6. August 1962, S. 2000/62 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 74 

vom 17. April 1967, S. 1355/56 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
der Präsident 
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Drucksache VI/997 


Begründung 


1. Am 17. März 1962 beschloß die amerikanische ! 
Regierung, mit Wirkung vom 17. Juni 1962 die 
Zölle für „Wilton und Velvet-Teppiche" sowie 
für bestimmte Arten von Tafelglas heraufzu- ! 
setzen. Da die betreffenden Zölle im GATT kon- 
solidiert waren, beriefen sich die Vereinigten 
Staaten auf die Schutzklausel (Artikel XIX) des 
GATT-Abkommens und nahmen nach Maßgabe 
dieses Artikels Konsultationen mit der Gemein- 
schaft als dem wichtigsten Lieferanten dieser 
Erzeugnisse auf. Mehreren Mitgliedstaaten ge- 
genüber waren außerdem die betroffenen Zoll- 
zugeständnisse unmittelbar gebunden. 


Die amerikanischen Maßnahmen betrafen ein 
Handelsvolumen von 33,5 Mio. Dollar im Jahre 
1961 und bedeuteten eine Zollmehrbelastung von 
rund 5,7 Mio. Dollar. 

Als Kompensationsmaßnahme beschloß der Rat 
auf seiner Tagung am 4. und 5. Juni 1962, gegen- 
über den Vereinigten Staaten die Zölle auf die 
nachstehend genannten Erzeugnisse, die 1961 ein 
Handelsvolumen von 31,1 Mio. Dollar ausmach- 
ten, heraufzusetzen. Diese Zollerhöhungen be- 
deuteten auf der Grundlage des Handelsvolu- 
mens von 1961 eine Erhöhung der Zollbelastung 
um 5,9 Mio. Dollar. 




Einfuhren aus den 


Zollmehr- 

Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

Vereinigten Staaten 
1961 

Erhöhung des 
Zollsatzes 

belastung 
(in Mio. 



(Mio. Dollar) 


Dollar) 

32.09 A II 

Lacke und Farben 

3,5 

von 15 % auf 19 % 

0,1 

39.02 C I a) 

Polyäthylen 

13,7 

von 20 % auf 40 % 

2,7 

39.02 C VI a) 

Polystyrol 

5,5 

von 20 % auf 40 % 

1,1 

51.04 A 

Gewebe aus synthetischen 
Spinnfäden 

5,5 

von 17 % auf 40 % 

1,3 

51.04 B 

Gewebe aus künstlichen 
Spinnfäden 

2,9 

von 16 % auf 40 % 

0,7 


Total 

31,1 


5,9 


2. Am 11. Januar 1967 beschloß die amerikanische 
Regierung im Tafelglassektor für 18 Zollposi- 
tionen wieder die vertragsmäßigen Zollsätze an- 
zuwenden und bei 6 Zollpositionen die herauf- 
gesetzten Zollsätze zu verringern. Auf der Grund- 
lage des Bezugsjahrs 1961 betrafen diese Ver- 
besserungen ein Importvolumen von 14,5 Mio. 
Dollar und entsprachen einer Verringerung der 
Zollbelastung um 1,5 Mio. Dollar. Zur Wieder- 
herstellung des Gleichgewichts revidierte die Ge- 
meinschaft ihrerseits durch Ratsentscheidung vom 
10. April 1967 ^ ihre eigenen Kompensations- 
maßnahmen. So setzte die EWG mit Wirkung 
vom 1. Juni 1967 für die Tarifnummern 39.02 C 
VI a - Polystyrol (20 °/o) und 32.09 A II - Lacke 
und Farben (15 °/o) wieder die vertragsmäßigen 
Zollsätze in Kraft und nahm die Zollerhöhung 
für die Tarifnummer 51.04 A - Synthetische Ge- 
webe teilweise zurück (von 40 auf 35°/o). Diese 
Maßnahmen betrafen ein Einfuhrvolumen aus den 
Vereinigten Staaten in Höhe von 14,5 Mio. Dol- 
lar und bedeuteten eine Verringerung der Zoll- 
belastung um 1,5 Mio. Dollar. 

3. Am 31. Dezember 1969 beschloß die amerikani- 
sche Regierung, mit Wirkung vom 1. Januar 1970 
für einen Teil der Wilton- und Velvet-Teppiche 
- und zwar für solche mit sogenanntem Orient- 
muster - wieder den vertragsmäßigen Zollsatz 
von 21 °/o in Kraft zu setzen, für die übrigen 


Teppiche jedoch bis zum 31. Dezember 1972 die 
auf 40% erhöhten Zollsätze beizubehalten. Die 
1962 ebenfalls beschlossenen Schutzmaßnahmen 
für 6 Tafelglaspositionen wurden nicht geändert. 

Im Bezugsjahr 1961 waren die Exporte der EWG 
von Wilton- und Velvet-Teppichen mit Orient- 
muster nach den Vereinigten Staaten unbedeu- 
tend gewesen: schätzungsweise rund 30 000 Dol- 
lar oder 0,2 der gesamten Ausfuhren der Ge- 
meinschaft an Wilton- und Velvet-Teppichen 
(18,8 Mio. Dollar). 1968 exportierte die EWG 
nach den Vereinigten Staaten dagegen für unge- 
fähr 3 Mio. Dollar Wilton- und Velvet-Teppiche 
mit Orientmuster (gesamte Ausfuhr von Wilton- 
und Velvet-Teppichen nach den USA 4,4 Mio. 
Dollar). 

4. Nach Artikel XIX des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens ist die Gemeinschaft ver- 
pflichtet, ihre Ausgleichsmaßnahmen erneut zu 
überprüfen, um wieder ein Gleichgewicht zu den 
von den Vereinigten Staaten eingeführten Ver- 
besserungen herzustellen. 

Zu diesem Zweck schlägt die Kommission dem 
Rat folgende Änderungen der gegenwärtig gel- 
tenden Ausgleichsmaßnahmen vor: 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 74 
vom 17. April 1967, S. 1355 
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Tarif nummer 39.02 C I a) - Polyäthylen: Senkung 
des Zollsatzes von 40 auf 32 °/o. Gegenüber den 
Vereinigten Staaten gilt seit 1962 ein Zollsatz 
von 40 %, während gegenüber den übrigen Dritt- 
ländern gegenwärtig ein Zollsatz von 16 °/o an- 
gewandt wird 2 ). 

Die amerikanischen Polyäthylenexporte nach der 
Gemeinschaft sind von 13,7 Mio. Dollar im Jahre 
1961 auf 6 Mio. Dollar im Jahre 1968 zurückge- 
gangen, während die Einfuhren der Gemeinschaft 
aus den übrigen Drittländern von 4,7 Mio, Dollar 
im Jahre 1961 auf 5,5 Mio, Dollar im Jahre 1968 
angestiegen sind. 

Die Senkung des Zollsatzes von 40 auf 32% 
würde einer Verringerung der Zollbelastung um 
1,1 Mio. Dollar entsprechen. 

Tarif nummer 51.04 B - Gewebe aus künstlichen 
Spinnfäden: Verringerung des Zollsatzes von 40 
auf 30 °/o. Gegenüber den Vereinigten Staaten gilt 
seit 1962 ein Zollsatz von 40%, während für die 


übrigen Drittländer gegenwärtig ein Zollsatz von 
15,4 % angewendet wird, der sich am 1. Januar 
1972 auf 15% ermäßigen wird. Die amerika- 
nischen Ausfuhren nach der Gemeinschaft sind 
bei diesem Erzeugnis von 2,9 Mio. Dollar im 
Jahre 1961 auf 0,35 Mio. Dollar im Jahre 1968 
zurückgegangen, während die übrigen Drittländer 
ihre Exporte nach der Gemeinschaft von 7,7 Mio. 
Dollar im Jahre 1961 auf 8,4 Mio. Dollar im 
Jahre 1968 verbessern konnten. 

Die Senkung des Zollsatzes von 40 auf 30 % 
würde eine Verringerung der Zollbelastung um 
0,3 Mio. Dollar entsprechen. 

Da die von der Regierung der Vereinigten Staaten 
beschlossenen Verbesserungen am 1. Januar 1970 
in Kraft getreten sind, müßten die vorgeschlage- 
nen Zollsenkungen so rasch wie möglich zur 
Anwendung gelangen. 


2 ) Bei Aufhebung des „American Selling Price" (ASP) 
würde sich dieser Satz auf 10 °/o verringern. 
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